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I. Normzweck 
 
1. Erleichterung der Tatsachenfeststellungen und Kalkulierbarkeit des Ge-

richtsstandes. Die §§ 24–26 geben den sogenannten dinglichen Gerichtsstand (forum rei 
sitae); § 24 gewährt dabei einen ausschließlichen Gerichtsstand,1 die §§ 25, 26 wahlweise 
(§ 35) den Zusammenhangsgerichtsstand. Mit dem dinglichen Hintergrund dieser Rege-
lung bezweckte der Gesetzgeber in der Vergangenheit im wesentlichen Beweiserleichte-
rungen. In diesem Zusammenhang sollte den im dinglichen Gerichtsstand zuständigen 
Gerichten der Einblick in die Grundbücher erleichtert werden.2 Zu Zeiten von zum Teil 
bereits elektronisch geführten Grundbüchern3 und der Möglichkeit einer Abfrage über 
das Datennetz, vermag dieser Gesichtspunkt nur noch bedingt zu überzeugen. Die ört-
liche Nähe des registerführenden Grundbuchgerichts war und ist freilich nur ein Ge-
sichtspunkt, unter dem sich der dingliche Gerichtsstand als sinnvoll erweist. Für die 
Grenzscheidungs-, Teilungs- und Besitzklagen erscheint die örtliche Nähe des zur Ent-
scheidung berufenen Gerichts sinnvoll. Mag im Übrigen die „Zweckmäßigkeit“ der ge-
setzgeberischen Entscheidung nunmehr nicht mehr vollständig zu überzeugen, stellt 
sich die Frage nach dem Gerechtigkeitswert eines dinglichen Gerichtsstandes, der im-
merhin im Falle des § 24 als ausschließlicher gestaltet ist. 

 
2. Verhältnis zum Zweck der Gerichtsstände der §§ 25, 26. Aber auch in den Fäl-

len der Wahlgerichtsstände der §§ 25, 26 muss beantwortet werden, warum es richtig  
ist, dass sich der Beklagte nicht an seinem allgemeinen, sondern an dem dinglichen  
Gerichtsstand einlassen muss. Diese Frage ist für die Tatbestände der §§ 24 bis 26 diffe-
renzierend zu beantworten. Der ausschließliche Gerichtsstand des § 24 lässt für die Ei-
gentums- und Besitzklagen den Gerichtsstand für die Beteiligten berechenbar, weil zwei-
felsfrei werden. Der Zusammenhangsgerichtsstand des § 25 (dort Rdn. 1 ff.) erlaubt es 
insbesondere für die Parteien eines zur Finanzierung von Immobilientransaktionen ein-
gegangenen Schuldrechtsverhältnisses, dieses nicht vor dem insofern eher zufälligen 
allgemeinen Gerichtsstand einer Vertragspartei, sondern eben im Zusammenhang mit 
dem dinglichen Anspruch zu prozessieren. Und dies gilt auch für den isolierten besonde-
ren Gerichtsstand des § 26. All diese Gerichtsstände, und darauf kommt es an, sind dabei 
aus der Sicht des Beklagten wegen ihrer Berechenbarkeit nicht in einer, die Waffen-
gleichheit im Prozess in Frage stellenden Weise, belastend. 

 
3. Ausschließlicher Gerichtsstand. § 24 ordnet einen ausschließlichen Gerichts-

stand an, der jeden anderen (allgemeinen oder besonderen Gerichtsstand) ausschließt.4 
Die Regel des § 24 ist als Ausnahmeregel ebenso wie Art. 24 EuGVVO deshalb eng auszu-
 _____ 
1 Vgl. auch zu Exterritorialität: MünchKomm/Patzina § 24 Rdn. 1; Stein/Jonas/Roth § 24 Rdn. 1. 
2 BGHZ 54, 201, 202 ff.; RGZ 15, 386, 387.  
3 Vgl. § 133 GBO; vgl. Pressemitteilung des Landes Baden-Württemberg vom 1.7.2013, „Zentrales 
Grundbuchamt Maulbronn offiziell eröffnet – Grundbücher und Grundakten werden ausschließlich 
elektronisch geführt“. 
4 Statt aller: Musielak/Heinrich § 24 Rdn. 1, 14; Saenger/Bendtsen § 24 Rdn. 9. 
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legen. Die Ausschließlichkeit des dinglichen Gerichtsstandes gilt nach §§ 33 Abs. 2, 40 
Abs. 2 auch für die Widerklage und die Inzidentfeststellungsklage nach § 256 Abs. 2.5 

 
4. Wirkung gegenüber Gerichtsfreien. Der Gerichtsstand des § 24 wirkt auch ge-

genüber sonst Gerichtsfreien/Diplomaten gemäß § 20 GVG.6 
 
 
II. Entsprechende Regelungen 
 
Dem § 24 entsprechende Fälle regeln §§ 800 Abs. 3, 797 Abs. 5. Bei der vollstreckba-

ren Urkunde7 gegen den jeweiligen Eigentümer ist das Gericht zuständig, in dessen Be-
zirk das Grundstück liegt, in das vollstreckt werden soll,8 auch wenn zugleich der per-
sönliche Gerichtsstand gegeben ist,9 § 848, 855, 857. Gleiches gilt gemäß § 1 ZVG bei der 
Zwangsversteigerung und Verwaltung von Grundstücken und gemäß § 43 WEG bei Woh-
nungseigentumsklagen vor den ordentlichen Gerichten.10 Ein Anspruch auf Duldung der 
Zwangsvollstreckung ist von dem ausschließlichen dinglichen Gerichtsstand von § 24 
nur erfasst, wenn er aus einer bereits bestehenden dinglichen Belastung gerechtfertigt 
werden kann.11 Vgl. hierzu auch die entsprechenden Regeln für registrierte Schiffe in 
§§ 800a Abs. 2, 847a, 855a, 858 Abs. 2 sowie §§ 162 ff. ZVG. Auf dem Gebiet der freiwil-
ligen Gerichtsbarkeit knüpft das Grundbuchrecht an die Lage des Grundstücks an (§ 1 
GBO).12 

 
 
III. Dingliche Rechte, die bei Klagen vor dem Gerichtsstand des § 24  

gegenständlich sind, Abs. 1 
 
1. Unbewegliche Sachen. Der Gerichtsstand des § 24 greift ein, sofern die Klage we-

gen einer unbeweglichen Sache erhoben wird. Dieser Begriff ist nicht aus den Regelun-
gen der ZPO zu interpretieren,13 namentlich kommt nicht etwa § 864 bei der Auslegung 
des § 24 zum Zuge, der die Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Vermögen auch im 
Falle von eingetragenen Schiffen, Schiffsbauwerken und Luftfahrzeugen greifen lässt. 
Vielmehr kommt es auf die Definition unbeweglicher Sachen durch das bürgerliche 
Recht an. Unbewegliche Sachen im bürgerlich-rechtlichen Sinne sind Grundstücke.14 Das 
Grundstück ist dabei ein (von Menschen gekennzeichneter) Teil der Erdoberfläche in 
verkehrsmäßiger Begrenzung nach oben und unten (§ 905 BGB) und ein räumlich be-
grenzter Teil der Erdoberfläche,15 also beispielsweise auch der örtlich begrenzte Teil eines 
Flusslaufs16 oder eines anderen umgrenzten Gewässers, wenn auch die fließende Welle 
herrenlos ist.17 Die in dem (umgrenzten) Raum befindlichen körperlichen Gegenstände, 
wie Dinge, Sachen i.S.d. § 90 BGB, welche nach der Verkehrsauffassung mechanisch  _____ 
5 Stein/Jonas/Roth § 24 Rdn. 30. 
6 RGZ 103, 274, 277, RGZ 62, 165, 167. 
7 BayObLG NJW-RR 2001, 1295; OLG Hamburg MDR 2003, 1072; OLG Köln OLGR 2004, 235. 
8 Musielak/Heinrich § 24 Rdn. 6; LG Waldshut-Tiengen, Urt. v. 27.8.1992 – 1 T 48/92; VG Augsburg, 
Beschl. v. 21.3.2005 – Au 7 K 05.25, Au 7 K 05.263. 
9 BayObLG: Beschl. v. 18.4.2002 – 1 Z AR 36/02. 
10 Musielak/Heinrich § 24 Rdn. 6. 
11 OLG Brandenburg IPRspr 2009, Nr. 195, 504. 
12 BeckOK-GBO/Holzer § 1 GBO Rdn. 7 ff. 
13 MünchKomm/Patzina § 24 Rdn. 2. 
14 BeckOK-BGB/Fritzsche § 90 BGB Rdn. 12; MünchKomm/Patzina § 24 Rdn. 3. 
15 RGZ 68, 24, 25; OLG Oldenburg Rpfleger 1977, 22; Musielak/Heinrich § 24 Rdn. 3. 
16 RGZ 53, 98. 
17 RGZ 32, 414. 
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zerlegt oder räumlich abgegrenzt werden können, gehören zu den körperlichen Bestand-
teilen des Grundstücks.18  

 
2. Bruchteile von Grundstücken. Erfasst von der Vorschrift des § 24 sind auch 

Bruchteile von Grundstücken.19 Damit ist der Gerichtsstand des § 24 für den Streit maß-
geblich, mit dem Miteigentumsanteile, dingliche Belastungen oder Freiheit von ihnen 
geltend gemacht werden.20 Gleiches gilt für das Wohnungseigentum gemäß §§ 1, 2 WEG.21 
Nach Landesrecht sind gleichgestellt das Stockwerkeigentum (Art. 182 EGBGB22) und das 
Bergwerkseigentum (Art. 67 EGBGB, § 9 Abs. 1 BBergG).23 Zu grundstücksgleichen Rech-
ten nach § 295 Abs. 2 ZGB vgl. Voraufl. 

Auch das Dauerwohnrecht nach §§ 31 ff. WEG ist eine Grundstückslast (es entspricht 
dem Wohnungseigentum als Grundstücksbelastung, vgl. § 31 Abs. 1 WEG), während das 
Dauernutzungsrecht nach § 31 Abs. 2 WEG dem Teileigentum i.S.d. WEG entspricht und 
wie das Dauerwohnrecht behandelt wird, § 31 Abs. 2 WEG.24 Eine entsprechende Last gibt 
es beim Wohnungserbbaurecht (§ 42 WEG).25 

 
3. Klagen wegen Bestandteilen und Zubehör. Die Bestandteile des Erbbaurechts 

sind nicht zugleich die des Grundstücks (§ 12 Abs. 2 ErbbauRG); gleiches gilt für die dem 
Bergrecht unterliegenden. Andererseits kann bei Bahneinheiten (Art. 112 EGBGB) der  
Begriff des Grundstücks weiter sein. Nicht zu den Bestandteilen gehört das Zubehör  
(§§ 97, 98 BGB).26 Röhrenleitungen und Drähte auf Grundstücken, die nicht Werkgrund-
stücke sind, sind Zubehör des Werkes. Die Klage wegen Zubehörs fällt also nicht unter 
§ 24. 

 
4. Anwartschaftsrecht an einem Grundstück. Wie Eigentumsklagen sind Klagen 

des Anwartschaftsberechtigen, der sein Anwartschaftsrecht an einem Grundstück geltend 
macht, vor dem Gerichtsstand des § 24 zu erheben. Allein aufgrund der Stellung des Um-
schreibungsantrages durch den Veräußerer erwirbt der Schuldner nach der Rechtspre-
chung des BGH27 noch kein deliktsrechtlich schutzfähiges Anwartschaftsrecht.28 Ist dage-
gen die Auflassung des Grundstücks vom Eigentümer als Veräußerer bereits erklärt und 
ist Antrag auf Umschreibung durch den Erwerber beim Grundbuchamt gestellt, so steht 
dem Schuldner nach heute hM ein Anwartschaftsrecht am Grundstück zu.29 Denn das 
Grundbuchamt muss diesen Antrag vor zeitlich nachfolgenden Anträgen erledigen.30 Da-
raus wird der Schluss gezogen, dass dieser Fall der Eintragung einer Vormerkung zum 
Schutze des Erwerbers vor einseitigen vereitelnden Verfügungen des Veräußerers gleich- 
  _____ 
18 Wieczorek 2. Auflage § 24 Rdn. B I a a.E. unter Bezugnahme auf RG Urt. v. 12.7.1933 – V WarnR 141 und 
RG Urt. v. 20.2.1919 – IV WarnR 45. 
19 Saenger/Bendtsen § 24 Rdn. 2. 
20 MünchKomm/Patzina § 24 Rdn. 3 m.w.N. 
21 MünchKomm/Patzina § 24 Rdn. 3. 
22 Vgl. weitere landesrechtliche Rechte BeckOK-ZPO/Toussaint § 24 Rdn. 2 f.; Musielak/Heinrich § 24 
Rdn. 4 a.E. 
23 Musielak/Heinrich § 24 Rdn. 4. 
24 BeckOK-BGB/Hügel § 31 WEG Rdn. 2 f. 
25 Vgl. BeckOK-BGB/Hügel § 42 WEG Rdn. 2. 
26 MünchKomm/Patzina § 24 Rdn. 5. 
27 BGHZ 45, 186 = NJW 1966, 1019. 
28 Münzberg FS Schiedermair, 1976, S. 443. 
29 Vgl. allgemein dazu BeckOK-BGB/Grün § 925 BGB Rdn. 41 ff. 
30 BeckOK-BGB/Grün § 925 BGB Rdn. 42. 
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zuachten sei.31 Daraus wird geschlossen, dass das Anwartschaftsrecht nicht durch Abtre-
tung nach §§ 398, 413 BGB, sondern durch Auflassung nach § 925 BGB zu übertragen sei.32  

Weiter fallen unter die im Gerichtsstand des § 24 zu erhebenden Klage diejenigen 
wegen dinglicher Ansprüche aus dem Nachbarrecht (also Überbau- und Notwegrecht33), 
sowie die dazu gehörigen Anwartschaften auf Eintragung dieser Belastungen.34 In all 
diesen Fällen entscheidet die Lage des dienenden (belasteten) Grundstücks (nicht die 
des herrschenden).35 Ebenfalls darunter zu fassen ist das Jagdrecht nach § 1 BJagdG.36 
Nach Landesrecht gehören unter die Rechtsbestandteile die Fischereiberechtigungen 
(Art. 69 EGBGB), die Deich- und Sielrechte (Art. 66 EGBGB); jedoch ist in diesen Fällen 
regelmäßig der Rechtsweg zu den Zivilgerichten verschlossen (§ 13 GVG). § 24 Abs. 2 re-
gelt diese Fälle. 

 
5. Stockwerkseigentum. Das – vor 1900 begründete – Stockwerkeigentum gibt es 

noch in Hessen und Baden-Württemberg. Nach dem § 63 WEG können diese in Woh-
nungseigentum übergeleitet werden. 

 
6. Bergwerkseigentum.37 Nach Landesrecht gehört das Bergwerk zu den unbeweg-

lichen Sachen (Art. 67 EGBGB38). Zu seinen Bestandteilen gehören die Förderanlagen, die 
Aufbereitungsanlagen und die Hilfsbauten, die für das Bergwerk angelegt wurden. Nicht 
dazu gehören das bloße Zubehör (§§ 97, 98 BGB in entsprechender Anwendung). 

 
 
IV. Grundstücksgleiche Rechte, Abs. 2 
 
1. Grunddienstbarkeit. Rechtsstreitigkeiten, deren Gegenstand grundstücksgleiche 

Rechte sind, fallen ebenfalls unter § 24, wie Abs. 2 zeigt. Nach Abs. 2 fallen hierunter 
Klagen, die eine Grunddienstbarkeit betreffen.39 Nach § 1018 BGB kann ein Grundstück 
zugunsten des jeweiligen Eigentümers eines anderen Grundstücks in der Weise belastet 
werden, dass dieser das Grundstück in einzelnen Beziehungen benutzen darf oder dass 
auf dem Grundstück gewisse Handlungen nicht vorgenommen werden dürfen oder dass 
die Ausübung eines Rechts ausgeschlossen ist, das sich aus dem Eigentum an dem be-
lasteten Grundstück dem anderen Grundstück gegenüber ergibt.40 

 
2. Klage aus dinglichen Vorkaufsrechten. Weiter erstreckt Abs. 2 den Anwen-

dungsbereich des Gerichtsstandes des § 24 auch auf Klagen aus dinglichen Vorkaufs-
rechten nach § 1094 BGB,41 wonach ein Grundstück in der Weise belastet werden kann, 
dass derjenige, zu dessen Gunsten die Belastung erfolgt, dem Eigentümer gegenüber 
zum Vorkauf berechtigt ist. Schließlich erstreckt Abs. 2 den dinglichen Gerichtsstand auf 
Klagen bezüglich subjektiv-dinglicher Reallasten nach § 1105 Abs. 2 BGB, also der Belas-
 _____ 
31 Vgl. BeckOK-BGB/Grün § 925 BGB Rdn. 43. 
32 BeckOK-BGB/Grün § 925 BGB Rdn. 45, 46. 
33 RGZ 30, 233, 237 für die Ansprüche gegen eine Wassergenossenschaft. 
34 OLG Köln OLGZ 1968, 353, 455. 
35 Saenger/Bendtsen § 24 Rdn. 9; Zöller/Vollkommer § 24 Rdn. 20. 
36 MünchKomm/Patzina § 24 Rdn. 4. 
37 Vgl. Wieczorek 2. Auflage § 24 Rn. B Ib 4; BR-Drucks. 75/51 vom 15. Dezember 1950/26. Januar 1951, 
S. 3, 4 (Anhang Gesetzesmaterialien, Bärmann-WEG). 
38 BeckOK-ZPO/Toussaint § 24 Rdn. 2; vgl. auch Weller/Kullmann § 9 BBergG Rdn. 1 ff. 
39 Saenger/Bendtsen § 24 Rdn. 2. 
40 Vgl. BeckOK-BGB/Wegmann § 1018 BGB Rdn. 1 ff.; Jauernig-BGB/Berger § 1018 BGB Rdn. 1 ff. 
41 Saenger/Bendtsen § 24 Rdn. 2. 
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tung eines Grundstücks in der Weise, dass an den jeweiligen Eigentümer eines anderen 
Grundstücks wiederkehrende Leistungen aus dem Grundstück zu entrichten sind. 

 
3. Grenzscheidungsklagen. Von den genannten Ansprüchen werden in § 24 aus-

drücklich die Grenzscheidungsklagen (vgl. dazu §§ 919, 920 BGB) erfasst. Hierunter  
fallen zum einen die sog. Abmarkungsklagen nach § 919 BGB. Mit ihnen verlangt nach 
§ 919 Abs. 1 BGB der Eigentümer eines Grundstücks von dem Eigentümer eines Nachbar-
grundstücks, dass dieser zur Errichtung fester Grenzzeichen und, wenn ein Grenzzeichen 
verrückt oder unkenntlich geworden ist, zur Wiederherstellung mitwirkt.42 Nach einer 
Entscheidung des OLG Karlsruhe soll dies auch bei einer nur auf Zahlung der Abmar-
kungskosten gemäß § 919 Abs. 3 gerichteten Klage gelten.43 Die eigentliche Grenzschei-
dungsklage nach § 920 Abs. 1 BGB ist darauf gerichtet, dass, wenn sich im Falle einer 
Grenzverwirrung die richtige Grenze nicht ermitteln lässt und der Besitzstand nicht fest-
gestellt werden kann, der für die Abgrenzung der Besitzstand maßgebend ist, jedem der 
Grundstücke ein gleich großes Stück der streitigen Fläche zuzuteilen ist.44 Die Grenz-
scheidungsklage nach § 920 Abs. 2 BGB betrifft den Fall, in dem eine nach §§ 919, § 920 
Abs. 1 BGB entsprechende Bestimmung der Grenze zu einem Ergebnis führt, das mit den 
ermittelten Umständen, insbesondere mit der feststehenden Größe der Grundstücke, 
nicht übereinstimmt.45 In diesem Fall begehrt der Kläger die Grenze so zu ziehen, wie es 
unter Berücksichtigung dieser Umstände der Billigkeit entspricht. 

 
4. Teilungsklagen. Abs. 2 nennt schließlich die Teilungsklagen gemäß § 749 BGB, 

für die damit der dingliche Gerichtsstand des § 24 angeordnet wird. Nach § 749 Abs. 1 
BGB kann jeder Teilhaber einer Bruchteilsgemeinschaft an einer unbeweglichen Sache 
grundsätzlich jederzeit die Aufhebung beantragen. Gleiches gilt für die Klage des Mitei-
gentümers einer unbeweglichen Sache auf Teilung.46 

 
5. Abgrenzung. Die Klage auf Aufhebung von Gesamthandsgemeinschaften fällt 

dagegen nicht unter § 24 ungeachtet des Umstandes, dass ggf. der einzige Gegenstand 
des Gesamthandsvermögens das Grundstück ist;47 ebenfalls nicht von § 24 ist die Klage 
auf Teilung der Erträge eines Grundstücks erfasst.48 

Bei Klagen wegen Miete und Pacht wegen unbeweglicher Gegenstände handelt es 
sich um schuldrechtliche Ansprüche, für die der Gerichtsstand des § 24 nicht begründet 
ist. Zu beachten ist aber, dass insoweit § 29a einen ausschließlichen besonderen Ge-
richtsstand begründet. Auch für Klagen gegen Wohnungseigentümer z.B. wegen der 
Erbringung von Instandhaltungsrücklagen udglm ist der Gerichtsstand des § 24 nicht 
begründet. 

 
 
V. Abgrenzung: Fahrnis 
 
1. Begriff. Alles, was nicht unter den Begriff des unbeweglichen Gutes fällt (Fahr-

nis), gehört nicht unter §§ 24–26; eine entsprechende Anwendung ist nicht möglich.  _____ 
42 BeckOK-BGB/Fritzsche § 919 BGB Rdn. 2 f. 
43 OLG Karlsruhe, Beschl. v. 15.3.1995 – 11 AR 6/95.  
44 Vgl. BeckOK-BGB/Fritzsche § 920 BGB Rdn. 1 ff. 
45 Vgl. BeckOK-BGB/Fritzsche § 920 BGB Rdn. 13. 
46 Saenger/Bendtsen § 24 Rdn. 7; Zöller/Vollkommer § 24 Rdn. 16. 
47 BeckOK-ZPO/Toussaint § 24 Rdn. 14; MünchKomm/Patzina § 24 Rdn. 14; Zöller/Vollkommer § 24 
Rdn. 16. 
48 Zöller/Vollkommer § 24 Rdn. 16. 
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Hierzu zählt auch das Zubehör gemäß §§ 97 f. BGB (oben Rdn. 9, 13). Der Begriff schließt 
auch sonstige registrierte Gegenstände wie Schiffe49 oder Kabel oder sonst bewegliche 
Sachen nicht ein.50 Jede körperliche Sache (§ 90 BGB), die nicht zum unbeweglichen Gut 
gehört, ist rechtlich beweglich (Fahrnis).51 

 
2. Sonstige dingliche Rechte. Auch sonstige dingliche Rechte, die nicht zu den Be-

standteilen des unbeweglichen Guts gehören, fallen nicht unter § 24.52 
 
3. Surrogate. Ist die an sich unter § 24 fallende Grundstückslast erloschen (etwa 

durch Versteigerung) und besteht das Recht nur noch am Erlös (oder nur noch an beweg-
lichen Sachen, die von der Versteigerung ausgenommen wurden) fort, so entfällt § 24.53 

 
 
VI. Lage des Grundstücks 
 
1. Störungen. Nach § 24 entscheidet die Lage des Grundstücks auch bei Störungen,54 

etwa wenn bei einem widerrechtlichen Rückstau das Grundstück beeinträchtigt wird, bei 
dem der schädigende Zustand eingetreten oder die schädigende Wirkung ausgelöst wor-
den ist.55 Im Bergrecht bei Bergschädenansprüchen ist ebenfalls danach zu entscheiden, 
wo das geschädigte Grundstück liegt.56 Dass nur das dienende, nicht das herrschende 
Grundstück nach § 24 zu berücksichtigen ist, normiert § 24 Abs. 2.57  

 
2. Lage in mehreren Gerichtsbezirken. Erfasst ist dabei stets das ganze Grund-

stück, so dass, wenn es in mehreren Bezirken liegt, § 36 Abs. 1 Nr. 4 anzuwenden ist.58 
Dies gilt auch dann, wenn schädigend nur in einem Bezirk in das Grundeigentum einge-
griffen wurde.59 

 
3. Ausländische Grundstücke. Ob die Vorschrift die Zuständigkeit inländischer Ge-

richte für die im Ausland belegenen Grundstücke und an ihnen bestehende dingliche 
Rechte ausschließt, ist streitig.60 Jedenfalls sind die inländischen Gerichte dort nicht zu-
ständig, wo das ausländische Recht eine dem § 24 entsprechende Regel enthält. Einge-
hend unten Rdn. 60 ff. 

 
 
VII. Klage- und Prozessart 
 
1. Klagegrund. § 24 knüpft an den Klagegrund aus dinglichem Recht an unbewegli-

chem Gut61 an. Die Klage muss daher aus der dinglichen Belastung resultieren, da zum 
unbeweglichen Gut nach inländischem Recht die Grundstücke und die ihnen gleichge-
 _____ 
49 RGZ 103, 274, 278, 279. 
50 Musielak/Heinrich § 24 Rdn. 6. 
51 RGZ 103, 253. 
52 Zöller/Vollkommer § 24 Rdn. 12. 
53 RGZ 45, 388, 389. 
54 RGZ 86, 272, 280. 
55 RGZ 122, 196, 200. 
56 RG ZfB 1936, 360. 
57 Vgl. Zöller/Vollkommer § 24 Rdn. 20. 
58 RGZ 137, 278, 280; Musielak/Heinrich § 24 Rdn. 13; Zöller/Vollkommer § 24 Rdn. 19. 
59 RGZ 86, 272, 278. 
60 Bejahend RGZ 32, 414, 416. 
61 BGH NJW 1998, 1321.  
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stellten Rechte des Inlands gehören.62 Die in Bezug auf unbewegliches Gut (§ 24) erhobe-
ne Klage muss einen in § 24 genannten Klagegrund für den geltend gemachten (außer-
prozessualen) Anspruch unmittelbar betreffen, so dass der geltend gemachte Anspruch, 
über den mit Rechtskraftwirkung zu entscheiden ist (§ 322), aus dem nach § 24 erheb-
lichen unmittelbar hervorgeht.63 Eine bloß mittelbare Verbindung, wenn für sie als Vor-
frage über einen nach § 24 maßgebenden Klagegrund zu entscheiden ist, genügt nicht. 
Werden die Vorfragen dann aber durch einen Antrag – etwa eine Zwischenfeststellungs-
klage (§ 280) – unmittelbar zum Gegenstand des Verfahrens gemacht, so gilt für sie § 24.  

Bei nach § 24 gegebenem Klagegrund und aus ihm unmittelbar hergeleitetem An-
spruch kommt es aber nicht auf seine Art an. Es ist also gleichgültig, ob die Klage Haupt- 
oder Nebenansprüche (Zinsen64) betrifft.65 Auch entscheidet die Klageart nichts (Leistung 
einschließlich der Gestaltung, Duldung, vgl. §§ 737, 743,66 745, 748 oder Feststellungs-
klagen, egal ob positive67 oder negative68). Gleiches gilt für die Prozessart (gewöhnliche, 
Urkundenprozess usw.). 

Unerheblich ist dabei ebenfalls, ob die Klage schlüssig ist. Es reicht vielmehr aus, 
dass der Kläger Umstände vorträgt, die die Zuständigkeit zu begründen vermögen.69 Ob-
wohl es sich nicht um Klagen handelt, sind von § 24 durch die Verweisung der §§ 919, 
937, 943 auch der Arrest und die einstweilige Anordnung erfasst.70 Entgegen des ersten 
Anscheins sind jedoch die Klagen nach dem SachenRBerG nicht erfasst, da § 109 Abs. 1 
S. 2 SachenRBerG bestimmt, dass ausschließlich das Gericht zuständig ist, in dessen Be-
zirk sich das Grundstück befindet.71  

 
2. Aussonderungsklagen nach § 47 InsO. Der Klagegrund aus § 24 ist dinglicher 

Art. Bei Aussonderungsklagen gemäß § 47 InsO kommt ein Gerichtsstand der Belegen-
heit der Sache nach § 24 grundsätzlich in Betracht, wenn es sich um eine Aussonde-
rungsberechtigung aufgrund eines dinglichen Rechts handelt.72 

 
3. Grundbuchberichtigung. In Betracht kommen alle Klagen, die um das dingliche 

Recht als solches gehen, also bei der Hypothek die auf Duldung der Vollstreckung ge-
richtete Klage,73 die auf ihre Feststellung und die Grundbuchberichtigung, die auf Wie-
dereintragung eines zu Unrecht gelöschten Rechts und die auf Löschung eine solchen 
Rechts.74 Namentlich betroffen ist dadurch der Klageantrag auf Feststellung des Beste-
hens oder des Nichtbestehens des Eigentums, wie der auf Grundbuchberichtigung § 894 
BGB.75 Bei der Klage auf Löschungsbewilligung einer Hypothek allerdings mit der Ein-
schränkung, dass nicht im Gerichtsstand des § 24 geklagt werden muss, so dass diese 
Klage unter § 26 fällt.  _____ 
62 BGH NJW 1998, 1321.  
63 RG PrJMBl. 1890, 8. 
64 MünchKomm/Patzina § 24 Rdn. 10. 
65 OLG Breslau 20/288; Zöller/Vollkommer § 24 Rdn. 7. 
66 Zöller/Vollkommer § 24 Rdn. 11; MünchKomm/Patzina § 24 Rdn. 10. 
67 RGZ 13, 386, 388; MünchKomm/Patzina § 24 Rdn. 6.  
68 RGZ 102, 102, 104; MünchKomm/Patzina § 24 Rdn. 6.  
69 MünchKomm/Patzina § 24 Rdn. 6; Zöller/Vollkommer § 24 Rdn. 7; Thomas/Putzo-ZPO/Hüßtege § 24 
Rdn. 2. 
70 MünchKomm/Patzina § 24 Rdn. 6; Zöller/Vollkommer § 24 Rdn. 7. 
71 Musielak/Heinrich § 24 Rdn. 8; OLG Celle VersR 1978, 570.  
72 OLG Brandenburg IPRspr 2009, Nr. 195, 504. 
73 RGZ 51, 231, 233 f.  
74 LG Itzehoe, Urt. v. 24.3.1982 – 6 O 581/81. 
75 OLG Celle, NJW 1954, 961; Musielak/Heinrich § 24 Rdn. 8, 11; MünchKomm/Patzina § 24 Rdn. 10. 
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4. Negatorische Klagen. Vor dem Gerichtsstand des § 24 sind weiter diejenigen 
Klagen zu erheben, deren Grundlage zwar das Eigentum bildet, ohne dass über das Ei-
gentum selbst entschieden wird. Dies gilt zunächst für die negatorischen Abwehrklagen 
aus §§ 905, 1004 BGB.76 Klagegrund ist das Eigentum des Klägers, bzw. §§ 906 ff., 1004 
BGB77 oder die Herausgabe nach § 985 BGB.78 Die Klage kann vom Eigentümer oder vom 
Dritten ausgehen oder umgekehrt sich gegen einen Eigentümer oder Dritten richten (vgl. 
BGB § 1006);79 doch muss stets ein Eigentümer oder ein vermeintlicher Eigentümer betei-
ligt sein.80 

Selbst die Klage des Nacherben nach § 2113 BGB gegen den vom Vorerben Erwerben-
den ist dinglicher Art und fällt unter § 24,81 es sei denn, sie ist auf Feststellung der Un-
wirksamkeit der Verfügung des Vorerben gerichtet: Die Verfügung des Vorerben ist aber 
unwirksam, wenn die Nacherbfolge eintritt, da das vormalige Anwartschaftsrecht dann 
zum Vollrecht erstarkt.82 Daher kann die Klage des Nacherben aus § 2113 BGB gegen den 
Erwerber eines Grundstücks, die auf Feststellung der Verpflichtung gerichtet ist, das 
Grundstück im Falle des Eintritts der Nacherbfolge herauszugeben, nicht vor dem dingli-
chen Gerichtsstand erhoben werden, weil der Nacherbe kein Eigentum geltend macht, 
sondern in der Klage das Anwartschaftsrecht des Nacherben zu Grunde liegt.83 Dagegen 
macht der Nacherbe nach dem Eintritt des Nachlassfalles sein Eigentum geltend, was vor 
dem Gerichtsstand des § 24 geschieht. Betroffen ist also nur das dingliche Recht. Dabei 
braucht der Anspruch nicht unmittelbar das Eigentum als solches zum Gegenstande ha-
ben. Es genügt vielmehr, dass dingliche Ansprüche aus dem Eigentum geltend gemacht 
werden, also der auf Herausgabe (§ 985 BGB), der auf Beseitigung und Unterlassung von 
Störungen (§ 1004 BGB), auch der, die Zuleitung schädlicher Stoffe [in fließendes Was-
ser] zu unterlassen, worunter die Ansprüche aus §§ 903, 905 BGB fallen. Auch die An-
sprüche des Miteigentümers nach §§ 1008, 1011 BGB,84 wie die dingliche Klage des Eigen-
tümers nach § 1053 BGB auf Unterlassung des Gebrauchs gegen den Nießbraucher 
gehören hierher,85 soweit sie sich auf unbewegliche Sachen beziehen. 

 
5. Insolvenz- und Gläubigeranfechtungsklagen. Die Gläubigeranfechtungsklage, 

die auf Rückverschaffung des gläubigerbenachteiligend verschobenen Grundstücks ge-
richtet ist, ist ebenfalls keine aus dem Eigentum begründete Klage. Denn ihr liegt der 
Anspruch des Gläubigers zugrunde, dass er die Zwangsvollstreckung in den unbewegli-
chen Gegenstand betreiben kann. Gleiches gilt für die Insolvenzanfechtungsklage des 
Insolvenzverwalters (§§ 129 ff. InsO). Wird daher vom Kläger ein anfechtungsrechtlicher 
Rückgewähranspruch nach dem AnfG, gerichtet auf Duldung der Zwangsvollstreckung, 
geltend gemacht, so wird damit weder das Eigentum an dem Grundstück noch eine ding-
liche Belastung oder die Freiheit von einer solchen geltend gemacht. Der Rückgewähran-
spruch ist ein schuldrechtlicher Anspruch. Mit Anfechtungsklagen nach dem AnfG will 
 _____ 
76 BayObLGZ 96, 14, 15; OLG Celle VersR 1987, 570; BayObLG (1. ZS), Beschl. v. 31.1.1996 – 1Z AR 5/96; 
Musielak/Heinrich § 24 Rdn. 8. 
77 RGZ 122, 199 f.  
78 MünchKomm/Patzina § 24 Rdn. 7; Zöller/Vollkommer § 24 Rdn. 8. 
79 Vgl. dazu Wieczorek 2. Aufl., § 24 Rdn. B IIb 1. 
80 RG Gruch. 37, 1063. 
81 A.A. RGZ 102, 103. 
82 RGZ 102, 104; Zöller/Vollkommer § 24 Rdn. 9; Stein/Jonas/Roth § 24 Rdn. 16; Musielak/Heinrich § 24 
Rdn. 9. 
83 RGZ 102, 104; Stein/Jonas/Roth § 24 Rn. 16. 
84 Saenger/Bendtsen § 24 Rdn. 1 f.  
85 Musielak/Heinrich § 24 Rdn. 10. 
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der Kläger die Verurteilung des Beklagten erreichen, um ihm z.B. an ihn übertragene 
Grundstückseigentum für die Zwangsvollstreckung zur Verfügung zu stellen, soweit es 
die Befriedigung des Klägers erfordert (§ 11 Abs. 1 Satz 1 AnfG). Bei einer solchen Anfech-
tungsklage liegen die Voraussetzungen des ausschließlichen dinglichen Gerichtsstands 
jedenfalls dann nicht vor, wenn der Klageantrag auf Duldung der Zwangsvollstreckung 
lautet.86 Dem kann nicht entgegengehalten werden, vor allem im Bereich anfechtbarer 
Rechtshandlungen lasse sich Vermögensverschiebungen ins Ausland nicht hinreichend 
wirksam begegnen, wenn man nicht bei hierauf beruhenden Klagen auf Duldung der 
Zwangsvollstreckung den Gerichtsstand des § 24 bejahe. Die Klage bei dem Gericht, in 
dessen Bezirk sich das Grundstück befinde, erleichtere auch die ggf. notwendige Beizie-
hung der Grundakten und im Fall des Erlasses einer einstweiligen Verfügung die Durch-
führung eines Eintragungsersuchens nach § 941. Dem steht aber entgegen, dass bei 
Schwierigkeiten einer Klageerhebung im allgemeinen Gerichtsstand der Kläger den An-
fechtungsgegner gegebenenfalls im Gerichtsstand des Aufenthaltsorts (§ 20), der Nieder-
lassung (§ 21), oder, wenn der Gegner im Inland keinen Wohnsitz hat, im Gerichtsstand 
des Vermögens oder des Gegenstands (§ 23) verklagen kann. Das OLG Celle87 weist in 
diesem Zusammenhang überzeugend darauf hin, dass jedes im allgemeinen oder im be-
sonderen Gerichtsstand zuständige Gericht heute so kurzfristig Grundakten beiziehen 
oder Eintragungen beim zuständigen Grundbuchamt veranlassen kann, dass sich daraus 
keine praktischen Hindernisse ergeben. 

 
6. Dingliche Belastungen. Weiter sind unter § 24 die sich aus den dinglichen Belas-

tungen von Grundstücken und grundstücksähnlichen Rechten ergebenden positiven 
und negativen (im Besonderen die auf Befreiung von Lasten gerichteten) Klagen zu 
rechnen. Während die Klage aus dem Eigentum und die Klage aus dinglichen Belastun-
gen das Bestehen der entsprechenden dinglichen Rechte geltend macht, klärt die Klage 
auf Freiheit von einer dinglichen Belastung dieses Rechtsschutzziel um. Auch hierfür ist 
der Gerichtsstand des § 24 begründet.88 

Hier kommen die folgenden dinglichen Lasten, sofern über ihren Bestand89 und 
nicht über die Last oder Freiheit90 von ihnen gestritten wird,91 in Betracht: das Erbbau-
recht (§ 1 ErbbauRG) mit den Ansprüchen aus § 11 ErbbauRG i.V.m. den Eigentumsan-
sprüchen bei Grundeigentum, die Grunddienstbarkeit (§ 1018 BGB) mit den Ansprüchen 
nach §§ 1004, 1027 BGB, der Nießbrauch an Grundstücken (§§ 1030 ff. BGB)92 mit denen 
nach §§ 985, 1004, 1065 BGB; die beschränkt persönliche Dienstbarkeit (§§ 1090 ff. BGB) 
mit denen nach §§ 1004, 1027, 1090 Abs. 1 S. 1 BGB; das subjektiv persönliche (§ 1094 
Abs. 1 BGB) und das subjektiv dingliche Vorkaufsrecht (§ 1094 Abs. 1 BGB, auch das ge-
setzliche93), die subjektiv persönliche (§ 1105 Abs. 1 BGB) und die subjektiv dingliche 
Reallast (§ 1105 Abs. 2 BGB); die Hypothek (§ 1113 BGB); die Grund- (§ 1191 BGB) und die  _____ 
86 OLGR Celle 2008, 265; OLG Celle MDR 1986, 1031; MünchKomm-InsO/Kirchhof § 146 Rdn. 33; Kübler/ 
Prütting/Paulus § 13 AnfG, Rdn. 10; Uhlenbruck-InsO/Hirte § 143 Rdn. 75; Stein/Jonas/Roth § 24 Rdn. 14; 
MünchKomm/Patzina § 24 Rdn. 8; Zöller/Vollkommer § 24 Rdn. 9; Baumbach/Lauterbach/Albers/ 
Hartmann, § 24 Rdn. 4 „Anfechtung“; Rosenberg/Schwab/Gottwald § 36 Rdn. 37. 
87 OLGR Celle 2008, 265 
88 Stein/Jonas/Roth § 24 Rdn. 23. 
89 Musielak/Heinrich § 24 Rdn. 6, 7, 10 f. 
90 Stein/Jonas/Roth § 24 Rdn. 23; LG Itzehoe, Urt. v. 24.3.1983 – 6 O 581/81 (dieser Gerichtsstand gilt 
auch für den Konkurs- bzw. Insolvenzverwalter.  
91 BGHZ 54, 201.  
92 Musielak/Heinrich § 24 Rdn. 10. 
93 MünchKomm/Patzina § 24 Rdn. 9; BGHZ 58, 78, 82 = NJW 1972, 488; BGHZ 60, 275, 293 = NJW 1973, 
1278.  
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Rentenschuld (§ 1199 BGB); das Höferecht (doch sind hier regelmäßig die Landwirt-
schaftsgerichte zuständig, vgl. § 13 GVG), Wasser-, Deich- und Siellasten;94 doch ist hier 
regelmäßig der Rechtsweg ausgeschlossen, vgl. § 13 GVG. 

Auf den Rechtsgrund, weshalb gegen das dingliche Recht vorgegangen wird, kommt 
es nicht an.95 Es ist belanglos, ob der Rechtsgrund dinglicher oder persönlicher Art ist. 
Hierher gehören die Löschung einer nur sicherungshalber bestellten Hypothek, nach-
dem der Sicherungszweck entfallen ist,96 die Klage gegen den Prätendenten des Rechts,97 
wenn die Last unstreitig, das Recht des Prätendenten auf sie aber streitig ist und auch 
wenn ein Pfandgläubiger gegen den Eigentümer um den Bestand einer Hypothek streitet. 
Auch die Klage des eine Eigentümergrundschuld pfändenden Gläubigers gegen den 
Scheinhypothekengläubiger trifft die Grundstückslast. Ferner fällt unter § 24 die Klage, 
durch die eine Löschungsbewilligung abgegeben werden soll, allerdings nur, wenn das 
dingliche Recht unmittelbar betroffen ist. Daher ist nach § 24 Abs. 1 für Klagen, durch die 
die Freiheit von einer dinglichen Belastung geltend gemacht wird, sofern es sich um un-
bewegliche Sachen handelt, das Gericht ausschließlich zuständig, in dessen Bezirk die 
Sache belegen ist. Der dingliche Gerichtsstand ist gegeben, wenn die unbewegliche Sa-
che Gegenstand einer solchen Klage ist. Dies ist der Fall wenn der Kläger als Grund-
stückseigentümer in erster Linie die Bewilligung der Löschung der Grundschulden durch 
den Beklagten als Inhaber dieser Rechte begehrt. Gleichgültig ist dabei, ob die Befreiung 
von der Belastung lediglich aufgrund eines schuldrechtlichen Anspruches verlangt wird, 
wie z.B. in den Fällen der Anfechtung der Hypothek nach der Insolvenzordnung (§ 143 
InsO), nach dem Anfechtungsgesetz (§ 11 AnfG) oder dem Anspruch aus § 1169 BGB.98 
Wesentlich ist nur, dass der Klageantrag auf Bewilligung der Löschung gerichtet und der 
Beklagte Inhaber der dinglichen Belastung ist. Dies ist auch nicht (mehr) streitig, ent-
spricht jedenfalls der ganz überwiegenden Auffassung in der Kommentarliteratur und 
der Rechtsprechung.99 

Es muss stets ein (zumindest vermeintlicher) Inhaber des dinglichen Rechts (als 
Kläger oder Beklagter) beteiligt sein. 

Ob auch Teilklagen um die abgeleiteten dinglichen Rechte den Gerichtsstand nach 
§ 24 begründen, ist umstritten. 

Es ist zweifelhaft, ob die Beschlagnahme nach § 20 ZVG als dingliche Belastung eines 
Grundstückes im Sinne des § 24 in Betracht kommt. Die Beschlagnahme begründet kein 
dingliches, gegenüber jedermann geltendes Recht, sondern nur ein relatives Veräuße-
rungsverbot mit Wirkung nur gegenüber dem Gläubiger (§ 23 Abs. 1 S. 1 ZVG). Insbeson-
dere für den wegen eines persönlichen Anspruchs vollstreckenden Gläubiger begründet 
sie nur das Recht auf Befriedigung an dem Grundstück als prozessualen Anspruch, nicht 
aber ein Pfandrecht oder ein sonstiges dingliches Recht.100 Ein Anspruch auf Duldung der 
Zwangsvollstreckung ist nach alledem von § 24 nur erfasst, wenn er aus einer bereits be-
stehenden dinglichen Belastung gerechtfertigt werden kann.101 
 _____ 
94 Bis 2010 galt hier Art. 65, 66 EGBGB; RGZ 21, 225. 
95 MünchKomm/Patzina § 24 Rdn. 9. 
96 RGZ 35, 365, 366; RGZ 25, 384, 385; RGZ 20, 403, 405; RGZ 15, 386; BGHZ 54, 201, 203 = NJW 1970, 
1789; Saenger/Bendtsen § 24 Rdn. 5. 
97 OLG Hamburg 13/75. 
98 Stein/Jonas/Roth § 24 Rdn. 24 m.w.N.; Zöller/Vollkommer § 24 Rdn. 13; Baumbach/Lauterbach/Albers/ 
Hartmann, § 24, Rdn. 9; MünchKomm/Patzina § 24 Rdn. 11; so schon RGZ 15, 386; 20, 403; 36, 12; 52, 3. 
99 OLG Naumburg OLGR 2004, 336. 
100 Stöber ZVG-Kommentar19, § 20 Anm. 2.2 m.N. 
101 OLG Brandenburg IPRspr 2009, Nr 195, 504; Zöller/Vollkommer § 24 Rdn. 10; Musielak/Heinrich § 24 
Rdn. 10. 
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7. Vormerkung und Widerspruch. Ob eine Vormerkung (§§ 883 ff. BGB) bereits eine 
dingliche Belastung ist oder nicht, ist streitig.102 In dem Falle, in dem die Vormerkung auf 
Grund eines gesetzlichen Titels (§ 648 BGB) eingetragen wurde, erscheint sie als eine 
Belastung im weiteren Sinne.103 Im Rahmen des § 24 wird man sie dazu zu rechnen ha-
ben, soweit sie sich auf Rechte bezieht, die sonst unter die Bestimmung fallen. Im Be-
sonderen bei einem Löschungsanspruch nach § 1169 BGB.104 Das entsprechende gilt für 
den Widerspruch (§ 399 BGB), der eine bloße Sicherungseintragung ist und jedenfalls 
das Recht, bei dem oder gegen das er eingetragen ist, nicht belastet.  

Auch diejenigen, die eine örtliche Zuständigkeit kraft Sachzusammenhangs als 
Grundprinzip des zivilprozessualen Zuständigkeitsrechts ansehen105 vertreten die An-
sicht, dass im Rahmen von Vormerkungsstreitigkeiten zwar § 24 dann nicht eingreift, 
wenn mit der Klage der vormerkungsgesicherte schuldrechtliche Anspruch auf Eigen-
tumsverschaffung, – also die Eintragung des Erwerbers ins Grundbuch –, verfolgt wird, 
der ausschließliche dingliche Gerichtsstand aber bei einer auf §§ 883 Abs. 2, 888 BGB 
gestützten Klage auf Zustimmung zur Eintragung oder zur Löschung gegeben ist.106 

 
 
VIII. Besitz 
 
1. Possessorische Klagen. Schließlich nennt § 24 Abs. 1 die „Besitzklagen“. Da pe-

titorische Klagen aus dem Eigentum bereits von der Formulierung „Klagen durch die 
das Eigentum […] geltend gemacht wird“, erfasst sind, fallen unter die Besitzklagen die 
possessorischen Klage aus den §§ 861 ff., 869. Nach Meinung Roths107 kommt der An-
spruch auf Abholung nach § 867 BGB und die Klage aus dem früheren Besitz nach 
§ 1007 Abs. 1 und Abs. 2 BGB für die Besitzklagen, die vor dem Gerichtsstand des § 24 
erhoben werden, nicht in Betracht. Das ist überzeugend, da diese Ansprüche auf be-
wegliche Sachen zugeschnitten sind. Im Falle des § 1007 BGB kommt eine entsprechen-
de Klage wegen der Publizität des Grundbuchs nicht in Betracht. Vor dem dinglichen 
Gerichtsstand des § 24 ist daher nach § 861 Abs. 1 BGB auf die Wiedereinräumung des 
Besitzes gegen denjenigen zu klagen, der dem Besitzer gegenüber fehlerhaft besitzt, 
wenn der Besitz durch verbotene Eigenmacht dem Besitzer entzogen worden ist. Glei-
ches gilt für die Klage nach § 862 Abs. 1 S. 1 BGB, mit der der Besitzer von dem Störer, 
der ihn durch verbotene Eigenmacht im Besitz stört, die Beseitigung der Störung ver-
langt bzw. die Unterlassungsklage im Falle des S. 2 der Vorschrift, wenn weitere Stö-
rungen zu besorgen sind. Gleiches gilt für die entsprechenden vom mittelbaren Besitzer 
gemäß § 869 BGB erhobenen Besitzschutzklagen. 

Erfasst sind demnach die Besitzentziehung oder -störung, Wiedereinräumung, oder 
Beseitigung der Störung. Nicht umfasst sind hingegen petitorische Klagen auf obligatori-
scher Basis (Miete, Kauf).108 Vor dem dinglichen Gerichtsstand des § 24 ist die Besitz-
schutzklage der Grunddienstbarkeiten gemäß § 1029 BGB zu erheben. Sie stützt sich auf 
den Besitz des Grundstücks.109 

 
  _____ 

102 KG OLG 20/289, a.A. RGZ 129, 184. 
103 RGZ 134, 182. 
104 LG Itzehoe MDR 1983, 674; Saenger/Bendtsen § 24 Rdn. 5. 
105 Stein/Jonas/Roth § 1 Rdn. 6 ff. 
106 Stein/Jonas/Roth § 24 Rdn. 19; Prütting/Gehrlein/Lange § 24 Rdn. 5. 
107 Stein/Jonas/Roth § 24 Rdn. 26. 
108 LG Bonn NJW 1958, 1685.  
109 Stein/Jonas/Roth § 24 Rdn. 26. 
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2. Charakter des dinglichen Rechts. Im Gegensatz zum persönlichen Anspruch 
wird der dingliche im Allgemeinen dadurch charakterisiert, dass er durch Rechtsverlet-
zung entsteht und dass das dingliche Recht gegen jedermann wirkt. Doch wirkt auch das 
persönliche Recht in mancher Beziehung absolut. Hier kommt es auf die Verhältnismä-
ßigkeit an. Die Rechtsgrundlage des dinglichen Rechts ist das geltende Recht. 

 
 
IX. Persönliche Ansprüche 
 
Aus persönlichem (nicht dinglichem) Recht stammen die Klagen auf Erteilung der 

Auflassung, auf Verschaffung des Eigentums. Persönlich ist auch der Bereicherungsan-
spruchs nach § 812 BGB. Allerdings wird in diesen Fällen regelmäßig auch die dingliche 
Einigung angefochten werden können, so dass es sich letztlich doch um einen ding-
lichen Anspruch handelt, vgl. § 894 BGB.110  

Persönliche Klagen gegen den Eigentümer ergeben auch die Ansprüche aus §§ 809, 
867, 908, 915, 994, 995, 1005. 

Um eine persönliche (nicht dingliche) Klage handelt es sich ferner bei der Klage des 
Erben gegen den Erbschaftsbesitzer (§§ 2018 ff. BGB),111 möge auch der gesamte Nachlass 
in einem Grundstück bestehen.112 Daher ist der Anspruch des Erben gegen den Erb-
schaftsbesitzers nach § 2018 BGB nicht vor dem Gerichtsstand des § 24 zu erheben. An-
ders verhält es sich, wenn der Erbe als Eigentümer (also dinglich) klagt, was zulässig ist, 
vgl. § 1922 BGB. Persönlich ist auch die Klage, die sich gegen den noch nicht als Eigen-
tümer eingetragenen Käufer richtet. Auch Klagen wegen eines untergegangenen Rechts, 
im Besonderen die auf Schadensersatz, gehören nicht unter § 24, sondern unter § 26. Per-
sönlich sind auch Klagen aus Gläubigeranfechtung, die auf Duldung der Vollstreckung 
in das Eigentum (und in ihm gleichgestellte Rechte) gehen.113 

 
 
X. Verschaffungsansprüche 
 
Nicht unter § 24 fallen ferner die persönlichen Klagen auf Einräumung (Eintragung, 

Abtretung) des dinglichen Rechts oder Begründung des Rechts durch Eintragung oder, 
wenn auf Grund eines gesetzlichen Titels die Vormerkung für ein Pfandrecht eingetragen 
werden soll.114 Nicht unter § 24 fallen daher insbesondere Klagen, mit denen Verschaf-
fungsansprüche an dinglichen Rechten, an solchen Rechten geltend gemacht werden 
und die zu ihnen gehörenden Vormerkungen und Widersprüche. Denn insoweit macht 
der Kläger kein eigenes Eigentum an dem Grundstück geltend; vielmehr ist seine Klage 
erst darauf gerichtet, Eigentum zu erlangen. Der ausschließliche Gerichtsstand des § 24 
ist hier nicht gegeben, wohl aber der Wahlgerichtsstand des § 26. Dies gilt auch dann, 
wenn der Anspruch auf Übertragung des Eigentums am Grundstück durch eine Vormer-
kung (dinglich) gesichert ist. Denn aus der dinglichen Vormerkung folgt der – schuld-
rechtlich aus dem Kausalgeschäft begründete – Klagegrund. Die Registrierungsmöglich-
keit entscheidet also nicht.115 

  _____ 
110 Vgl. Wieczorek 2. Aufl., § 24 Rdn. B IIc 1. 
111 RG JW 1888, 217; Stein/Jonas/Roth § 24 Rdn. 26.  
112 BGHZ 24, 352, 354 ff. = NJW 1957, 1316; MünchKomm/Patzina § 24 Rdn. 8; RG JW 1988, 217 ff.; OLG 
Celle MDR 1962, 992.  
113 KG JW 1926, 1595; OLG Celle MDR 1986, 1031; bestätigend OLG Hamm, Beschl. v. 28.3.2002 – 27 W 
7/02; a.A. LG Hamburg MDR 1972, 55; OLG Hamm OLGR 2002, 262. 
114 BGH MDR 1970, 932 = NJW 1970, 1789. 
115 Vgl. Wieczorek 2. Aufl., § 24 Rdn. B IIc 2. 
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Dahin gehört die Klage auf Löschung eines eingetragenen Pfandrechts an einer Hy-
pothek.116 Anders ist dies jedoch für die unter § 24 gehörende Klage des Pfandgläubigers 
gegen den Eigentümer um den Bestand der Hypothek. 

 
 
XI. Nacherbrecht 
 
Das Nacherbenrecht als solches ist weder ein Grundstücksrecht noch eine Grund-

stückslast, obwohl es im Grundbuch eingetragen wird (§ 51 GBO). Es fällt nicht unter 
§ 24. 

 
 
XII. Besitzeinräumung 
 
Nicht unter § 24 fallen die Klagen auf Einräumung des Besitzes auf Grund eines per-

sönlichen oder dinglichen Rechtes, im Besonderen nicht die nach § 2018 BGB.117 
 
 
XIII. Andere registrierte Gegenstände  
 
Bei den registrierten Gegenständen, die nicht unter § 24 fallen, gibt es ebenfalls be-

stimmte Gerichtstände. Das gilt im Besonderen für Schiffe und Schiffbauwerke. Anknüp-
fungspunkt für Seeschiffe ist der Heimathafen, der für Binnenschiffe der Heimatort (§ 6 
BinnenschifffahrtG). An ihm wird vom AG das Schiffsregister geführt (SchRegO). Bei feh-
lendem Anknüpfungspunkt hat der Eigentümer die Wahl, wo er eintragen lässt. Die Ein-
tragung entscheidet, ob ein Schiff als Binnen- oder als Seeschiff zu behandeln ist (§ 6 
SchRegO); entsprechendes gilt für die Schiffsbauwerke mit Anknüpfungspunkt des 
Schiffsbauorts (§§ 65, 67 SchRegO). Insoweit es sich um solche dingliche Rechte handelt, 
fallen sie bei Seeschiffen unter den Begriff der unbeweglichen Gegenstände. Für Binnen-
schiffe befindet sich der Gerichtstand des Schiffers am Heimatort des Schiffes (§ 6 Bin-
nenschifffahrtsG) der bei mehreren in Betracht kommenden Orten nach der Niederlas-
sung bzw. ersatzweise dem Wohnsitz des Schiffers, äußerstenfalls auch am Ort, wo er 
zur Gewerbe- und Einkommensteuer herangezogen wird, bestimmt wird. 

Für Seeschilfe gilt das internationale Übereinkommen über die Beschränkung der 
Haftung der Eigentümer von Seeschiffen.118 

Aus dem Arrestabkommen119 ergibt sich eine Beschränkung des Vollstreckungszu-
griffs für Seeforderungen. 

 
 
XIV. Inländische Zuständigkeit 
 
Die inländischen Gerichte sind auch dann als Hauptsachengerichte zuständig, wenn 

sie es nach inländischem Recht wären. Das ist der Fall, soweit ein Sitz der Reederei im 
Gerichtsinland besteht, wobei nach internationalem Privatrecht auch der einer Agentur 
genügt und, falls unter den Vertragsstaaten nicht § 23 abbedungen ist, die Arrestierung 
genügt, mag sie auch nicht vollzogen, sondern nur die Ablösungssicherheit geleistet 
worden sein. 

 
 _____ 
116 RGZ 51, 231; RGZ 149, 191, 191; MünchKomm/Patzina § 24 Rdn. 9.  
117 MünchKomm/Patzina § 24 Rdn. 8.  
118 BGBl. 1972, Teil II, S. 672. 
119 Internationales Übereinkommen zur Vereinheitlichung von Regeln über den Arrest in Seeschiffe 
vom 10.5.1952, BGBl. II 1972, 653, 655. 

48 

49 

50 

51 

52 

53 

54 



Abschnitt 1. Gerichte  § 24 

15 Smid/Hartmann 

Ferner wird der inländische Hauptsachengerichtstand in den Fällen des Art. 7 
Abs. 1a–f begründet, wenn der Gläubiger seinen gewöhnlichen Aufenthalt oder Sitz im 
Arreststaat hat, wenn die Seeforderung im Arreststaat oder im Verlauf der Reise zu ihm 
oder als Seeforderung durch Zusammenstoß, Bergung- oder Hilfeleistung entstanden 
oder als dingliches Recht am Schiff (vor dem Arrest) gesichert ist. Hat der Kläger den 
gewöhnlichen Aufenthalt oder (Haupt-)Sitz im Staat, dessen Flagge das Schiff führt, so 
kann unbeschränkt im Inland vorgegangen werden (Art. 8 Abs. 4), wobei allerdings bei 
Forderungsübergang es auf den ursprünglichen Gläubiger der Forderung ankommt 
(Art. 8 Abs. 5). Ein Schiff, das zu keinem Vertragsstaat gehört, unterliegt schlechthin den 
inländischen Gerichtsständen in Bezug auf Seeforderungen. 

 
 
XV. Prozessuales 
 
1. Folgen der Zuständigkeitsverletzung. Da es sich in Fällen des § 24 stets um 

vermögensrechtliche Streitigkeiten handelt, darf die von der ersten Instanz angenom-
mene Zuständigkeit nach §§ 512, 549 in der Berufungs- und in der Revisionsinstanz nicht 
mehr beachtet werden. Dies gilt auch, wenn die Vereinbarung eines Gerichtsstandes in 
Abweichung von § 24 unwirksam ist (§§ 40 Abs. 2, 33 Abs. 2, 280). Eine Schiedsabrede 
(§ 1025) wird durch den Gerichtsstand jedoch nicht ausgeschlossen. Im Falle einer Klage, 
eine Kündigung betreffend, ist die Anwendung des § 24 aber verneint worden.120 

 
2. Behauptung und Beweislast. Die Behauptungs- und Beweislast für die Prozess-

voraussetzungen des § 24 hat der Kläger. Fallen sie aber mit der über das Bestehen des 
verfolgten Anspruchs zusammen, so bedarf es keines besonderen Beweises.121 

 
3. Klagebehauptung. Kommt es auf die Behauptung des Klägers an, so ist das Ver-

halten des Beklagten ohne Bedeutung, also im Besonderen seine Zugeständnisse, weil 
der Gerichtsstand auch nicht mittelbar entgegen § 24 vereinbart werden darf. Praktisch 
von Bedeutung wird die Frage nur, wenn beide Parteien sich über die Lage des Grund-
stücks irren, denn bewusst falsche Erklärungen wären nach § 138 Abs. 1 nicht zu beach-
ten. Ist das Gericht unzuständig, so wird es auf einen solchen Irrtum der Parteien gemäß 
§ 139 hinzuweisen haben. Auch wenn der Beklagte säumig ist, muss die Zuständigkeit 
von Gerichts wegen geprüft werden. Dies gilt auch in den anderen Fällen der fehlenden 
Prozessbedingung, selbst wenn ein positives Verhalten sie geben könnte. Ein Säumnis-
verfahren gibt es insoweit regelmäßig nicht. 

 
4. Überbrückung der Ausschlussfristen. Wird eine Klage, die innerhalb des Aus-

schlussfrist zu erheben ist, bei einem unzuständigen Gericht erhoben, so wird, wenn 
später an ein anderes Gericht nach § 281 verwiesen wird, die Ausschlussfrist durch die 
Klageeinreichung bei dem unzuständigen Gericht gewahrt. 

 
 
XVI. Schiedsverfahren und Gerichtsstandabrede im internationalen Recht  
 
Bei der internationalen Zuständigkeit sind trotz ausschließlicher Zuständigkeit 

Schiedsgerichtsverfahren und Gerichtsstandsabreden zulässig.122 
  _____ 

120 OLG Breslau 20/288. 
121 RGZ 29, 371. 
122 Stein/Jonas/Roth § 24 Rdn. 1, 30; MünchKomm/Patzina § 24 Rdn. 21.  
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Art. 24 Nr. 1 EuGVVO regelt die ausschließliche internationale und örtliche Zustän-
digkeit der Gerichte des Mitgliedsstaates der Union, in dem die unbewegliche Sache be-
legen ist. Im Kernbereich deckt sich der sachliche Anwendungsbereich des Art. 24 Nr. 1 
EuGVVO mit § 24 wobei der Art. 24 Nr. 1 EuGVVO insoweit weiter reicht, als er auch die 
Streitigkeiten aus der Vermietung bzw. Verpachtung von Grundstücken einschließt. Die 
internationale Zuständigkeit am Belegenheitsort des Grundstücks wird nach dem aus-
drücklichen Wortlaut des Art. 24 Nr. 1 EuGVVO ohne Rücksicht auf den Wohnsitz der 
Parteien begründet. Der Vorbehalt des Art. 6 Abs. 1 EuGVVO stellt klar, dass die aus-
schließliche Zuständigkeit, die Art. 24 Nr. 1 EuGVVO für die Gerichte der Mitgliedstaaten 
der Belegenheit der unbeweglichen Sache begründet, auch in den Fällen zu respektieren 
ist, wenn der Beklagte seinen Wohnsitz nicht im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates hat. 
Deutsche Gerichte sind international zuständig für Klagen, die dingliche Rechte an un-
beweglichen Sachen zum Gegenstand haben, unabhängig davon, ob ein Berührungs-
punkt zu einem weiteren Mitgliedstaat der Union gegeben ist. Damit verdrängt Art. 24 
EuGVVO für die Begründung der internationalen Zuständigkeit § 24 vollständig. 

Fraglich ist, welche Funktion § 24 einnimmt, wenn das streitgegenständliche Grund-
stück im Ausland belegen ist. Das Reichsgericht hatte zunächst die Ansicht vertreten, 
nach § 24 sei eine ausschließliche Zuständigkeit nur für deutsche Grundstücke begrün-
det. Diese Ansicht ist durch eine Auffassung von der Doppelfunktionalität des § 24 ver-
drängt worden. Daraus folgt, dass die internationale Zuständigkeit deutscher Gerichte 
auch für dingliche Klagen ausgeschlossen ist, die ausländische Grundstücke betreffen. 
Diese Auffassung verdient deshalb Zustimmung, weil nicht nur im Rahmen des Art. 24 
Nr. 1 EuGVVO sondern auch im Lugano-Übereinkommen der ausschließliche dingliche 
Gerichtsstand anerkannt wird. Eine Durchbrechung der Doppelfunktionalität liegt dem-
gegenüber in solchen Fällen nahe, wenn Rechtsverweigerung droht, weil die Gegensei-
tigkeit von Entscheidungen zum Belegenheitsstaat nicht verwirkt ist. 

 
 
§ 25 
Dinglicher Gerichtsstand des Sachzusammenhangs 
§ 25 Smid/Hartmann 
In dem dinglichen Gerichtsstand kann mit der Klage aus einer Hypothek, 

Grundschuld oder Rentenschuld die Schuldklage, mit der Klage auf Umschreibung 
oder Löschung einer Hypothek, Grundschuld oder Rentenschuld die Klage auf Be-
freiung von der persönlichen Verbindlichkeit, mit der Klage auf Anerkennung ei-
ner Reallast die Klage auf rückständige Leistungen erhoben werden, wenn die ver-
bundenen Klagen gegen denselben Beklagten gerichtet sind. 

 
Schrifttum 
 
Kropholler/v. Hein Europ. ZivilprR9; Schellhammer Zivilprozess14. 
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I. Zusammenhangsgerichtsstand  
 
1. Regelungsgehalt. § 25 normiert zugunsten von Schuldklagen und weiteren Kla-

gen, die nicht als dingliche Klagen unter § 24 fallen, einen Gerichtsstand des Sachzu-
sammenhangs.1 Mit der dinglichen Klage der Hauptsache können demnach einzelne mit 
dieser in Zusammenhang stehende Klagen in deren Gerichtsstand (§ 24) erhoben wer-
den.2 Die Unbegründetheit der Hauptklage führt nicht zur Unzuständigkeit des Gerichts 
im Hinblick auf die Zusammenhangsklagen.3 § 25 entbindet das Gericht von der ansons-
ten bei Klagehäufung anzustellenden amtswegigen Prüfung seiner örtlichen Zuständig-
keit (§ 260),4 da die örtliche Zuständigkeit für die in § 25 genannten Klagen der dingli-
chen Zuständigkeit der Hauptklage nach § 24 folgt.5 Die Klage aus dem dinglichen Recht 
(§ 24) kann daher vor dem Gericht des Gerichtsstandes des § 24 mit der persönlichen ver-
bunden werden. Die Verbindung des Gerichtsstands des § 25 mit dem dinglichen des § 24 
setzt jedoch voraus, das der dinglich in Anspruch Genommene zugleich der persönlich 
Verpflichtete ist. Handelt es sich daher bei dem Beklagten der Klage nach § 25 nicht um 
den mit der dinglichen Klage in Anspruch genommenen Beklagten ist ein gemeinsamer 
Gerichtsstand nach Maßgabe der §§ 60, 36 Nr. 3 zu bestimmen.6 Das Gericht muss unge-
achtet des § 25 jedoch sachlich zuständig sein.7 

Der Tatbestand des §§ 25 führt bestimmte Anspruchshäufungen auf, in denen die 
persönliche Klage aufgrund Sachzusammenhangs vor dem dinglichen Gerichtsstand des 
§ 24 erhoben werden kann. Nicht vorausgesetzt ist, dass die persönliche Klage gleichzei-
tig mit der dinglichen Klage erhoben wird. Es ist auch möglich, dass die persönliche Kla-
ge nach der dinglichen erhoben wird.8 Ist umgekehrt für die persönliche Klage der Ge-
richtsstand des Gerichts, vor dem nach § 24 die dingliche Klage zu erheben wäre, nicht 
begründet, ist sie, solange nicht die dingliche Klage nachträglich erhoben wird, unzuläs-
sig; die Erhebung der dinglichen Klage kann nachträglich erfolgen, wenn das Gericht 
den Kläger auf diesen Umstand hinweist (§ 139 Abs. 1). Erweist sich die dingliche Klage 
als unbegründet, hat dies nicht die Unzuständigkeit des Gerichts für die persönliche 
Klage zur Folge.9 

 
2. Kein ausschließlicher Gerichtsstand. Der Gerichtsstand des § 25 ist nicht aus-

schließlich,10 so dass Ansprüche auch in anderen Gerichtsständen geltend gemacht wer-
den können.11 Prozessual besteht daher kein Zwang zur Prozessverbindung. In Betracht 
kommt hierbei neben dem allgemeinen Gerichtsstand des Beklagten insbesondere der 
Vertragsgerichtsstand des § 29. 

 
 

 _____ 
1 Musielak/Heinrich § 25 Rdn. 1. 
2 MünchKomm/Patzina § 25 Rdn. 1. 
3 Zöller/Vollkommer § 25 Rdn. 2; MünchKomm/Patzina § 25 Rdn. 6; Stein/Jonas/Roth § 25 Rdn. 5; 
Musielak/Heinrich § 25 Rdn. 3 m.w.N. 
4 Musielak/Heinrich § 25 Rdn. 1; Stein/Jonas/Roth § 25 Rdn. 1. 
5 MünchKomm/Patzina § 25 Rdn. 2. 
6 Zöller/Vollkommer § 25 Rdn. 1; MünchKomm/Patzina § 25 Rdn. 2; a.A. Alternativkommentar-BGB/Röhl 
§§ 24–26 Rdn. 7. 
7 Zöller/Vollkommer § 25 Rdn. 1. 
8 Stein/Jonas/Roth § 25 Rdn. 1, 2. Absatz. 
9 Stein/Jonas/Roth § 25 Rdn. 1, 1. Absatz. 
10 Schellhammer ZPR, Rdn. 1442. 
11 MünchKomm/Patzina § 25 Rdn. 6; Musielak/Heinrich § 25 Rdn. 3; LAG Köln, Beschl. v. 28.7.2005 – 
6 Ta 192/05. 
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II. Keine Umkehr der Verbindung 
 
Die Norm ist nicht in dem Sinne „umkehrbar“, dass die örtliche Zuständigkeit für die 

Schuldklage iSv § 25 etwa die für die dingliche Klage nach sich zieht.12 Ist das angerufene 
Gericht daher für die dingliche Klage nicht örtlich zuständig, wohl aber für die Schuld-
klage, so darf es nur über die Schuldklage, nicht dagegen über die Klage aus dem Eigen-
tum bzw. die anderen § 24 unterfallenden Gegenstände entscheiden.13 Auf die Klage- und 
Prozessart kommt es dabei nicht an.14 

 
 
III. Verbindung dinglicher mit schuldrechtlicher Klage 
 
1. Allgemeines. Die dingliche Klage aus der Hypothek (§ 1113 BGB), namentlich die 

Klage auf Duldung der Zwangsvollstreckung gemäß § 1147 BGB, darf mit der persönli-
chen aus der Forderung (Darlehen, Restkaufgeld u.dgl. mehr) verbunden werden. Bei 
der Hypothek ergibt sich die Verbindung zwischen in Anspruch Genommenem und per-
sönlich Verpflichtetem zwangsläufig aus deren Akzessorietät gemäß §§ 1113, 1153 BGB. 
Gleiches gilt für die Klage aus der Rentenschuld gemäß § 1199 Abs. 1 BGB. Dies gilt ob-
wohl die persönliche Forderung rechtlich als solche losgelöst ist (§ 1192 Abs. 1 BGB) und 
die Rentenschuld nur bezüglich der Einzelleistungen wie eine Hypothek behandelt wird 
(§ 1200 BGB). Die wirtschaftliche Verbindung der persönlichen Forderung mit den An-
sprüchen aus dem abstrakten Recht lässt § 25 zu. § 25 greift auch für die Verbindung der 
Schuldklage mit der Klage aus der Grundschuld gemäß § 1191 BGB. Nach § 1192 Abs. 1 
BGB kann wegen des Fehlens der Akzessorietät der Grundschuld ein Fall eintreten, in 
dem dingliche und Schuldklage gegen unterschiedliche Beklagte gerichtet sind, was den 
oben (Rdn. 1) behandelten Fall auslöst, in dem § 25 keine der dinglichen Zuständigkeit 
des § 24 folgende Zuständigkeit des Sachzusammenhangs auszulösen geeignet ist, son-
dern nach § 36 Nr. 3 verfahren werden muss. Neben der Verbindung der Schuldklage mit 
Duldungsklagen kann sie auch mit Feststellungsklagen verbunden werden, die positiv 
auf Feststellung des Bestehens des Grundpfandrecht gerichtet sind oder, im Falle nega-
tiver Feststellungsklagen auf Nichtbestehen der Schuld entsprechend mit leugnenden 
Feststellungsklagen. 

 
2. Löschungsklagen. Auch ist die Verbindung mit der Klage auf Löschung der Hy-

pothek möglich; während sich aber die Klage nach § 24 ausschließlich auf das dingliche 
Recht bezieht, kann nach § 25 mit ihr neben der auf Feststellung, dass die persönliche 
Schuld nicht mehr besteht15 (negative Feststellungsklage) auch die Anfechtungs- und 
Aufhebungsklage und die auf Befreiung von der (wirtschaftlichen verbundenen) persön-
lichen Schuld (Löschung) bzw. Änderung der Belastungen gerichtete Klage vor dem Ge-
richtsstand des Sachzusammenhanges gemäß § 24 verfolgt werden.16 

 
3. Rückständige Leistungen aus Reallasten. Die persönliche Klage auf rückstän-

dige Einzelleistungen gegen den jeweiligen Eigentümer nach § 1108 BGB kann aufgrund 
Sachzusammenhangs nach § 25 vor dem dinglichen Gerichtstand der Klage auf Anerken-
 _____ 
12 Vgl. Wieczorek 2. Aufl., § 25 Rdn. A. 
13 RG LZ 1929, 779. 
14 Vgl. Wieczorek 2. Aufl., § 25 Rdn. A. 
15 Vgl. im Erg. auch Musielak/Heinrich 25 Rdn. 2; MünchKomm/Patzina § 25 Rdn. 3; Zöller/Vollkommer 
§ 25 Rdn. 5; Stein/Jonas/Roth § 25 Rdn. 3.  
16 RGZ 149, 192.  
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nung einer Reallast gemäß § 1105 BGB erhoben werden,17 sofern nicht wegen der persön-
lichen Haftung abweichendes vereinbart ist.18 Entsprechendes gilt, wenn das persönliche 
Recht, das der Bestellung der Reallast zugrunde liegt, geltend gemacht wird,19 denn in-
soweit entspricht die Rechtslage der Verbindung der Grundschuld mit dem dazugehöri-
gen persönlichen Recht. 

 
4. Zwangsvollstreckungsfälle. Gleiches gilt, wenn sich ein Schuldner wegen einer 

Grundschuld in notariellem Vertrag sowohl der sofortigen Zwangsvollstreckung in 
Grundstück, als auch in sein persönliches Vermögen unterworfen hat.20 Das Gericht ur-
teilte in diesem Fall, dass für eine Vollstreckungsgegenklage auch dann das Gericht der 
Belegenheit des Grundstücks örtlich ausschließlich zuständig ist, wenn sich die Klage 
nur gegen die Vollstreckung wegen des persönlichen Anspruchs richtet.21 Auf welchen 
Rechtsgrund der Anspruch im Einzelnen gestützt wird, ist gleichgültig (vgl. §§ 1163, 1168 
BGB, doch liegt in dem Verzicht auf das dingliche Recht noch nicht der auf das persön-
liche, §§ 1169 f. BGB). 

 
5. Entsprechende Anwendbarkeit des § 25 in weiteren Fällen. Für sonstige ding-

liche Rechte, insbesondere die, die nach § 24 zu behandeln sind, ist § 25 entsprechend 
anzuwenden. Dies gilt auch, soweit für die Vormerkung und den Widerspruch § 24 an-
zuwenden ist, sofern das persönliche Recht aus der Vormerkung geltend gemacht wird. 
Sofern § 24 für die Vormerkung schlechthin keine Anwendung findet, kann auch § 25 
nicht angewendet werden.22 Die Klage auf Bestellung eines dinglichen Rechts ist nur 
schuldrechtlicher Art und fällt nicht unter § 25.23 Zur Verbindung von (vorbereitenden) 
Hilfsklagen gilt dasselbe wie im Fall des § 24. Soweit dort § 24 zur Anwendung kommt, ist 
auch § 25 anwendbar, es sei denn, § 26 ist unmittelbar einschlägig. 

 
 
IV. Internationale Zuständigkeit 
 
1. EuGVVO.24 International ist die EuGVVO vorrangig.25 Gemäß Art. 24 Nr. 1 S. 1 

EuGVVO sind für Klagen, welche dingliche Rechte an unbeweglichen Sachen sowie Mie-
te oder Pacht von unbeweglichen Sachen zum Gegenstand haben, die Gerichte des Mit-
gliedstaats, in dem die unbewegliche Sache belegen ist, zuständig.26 In Verbindung mit 
Art. 8 Nr. 4 EuGVVO ergibt sich eine Zuständigkeit der in der EuGVVO vorgesehenen Ge-
richtsstände.27 Die Klage kann daher auch bei dem Gericht in dem Vertragsstaat im ding-
lichen Gerichtsstand gemäß Art. 24 Nr. 1 EuGVVO erhoben werden und das selbst dann, 
wenn der allg. Beklagtengerichtsstand nicht in dem Staat ist, in dem sich der streitge-
genständliche Gegenstand befindet.28   _____ 
17 MünchKomm/Patzina § 25 Rdn. 5. 
18 MünchKomm/Patzina § 25 Rdn. 5. 
19 Vgl. Wieczorek 2. Aufl., § 25 Rdn. A IIc. 
20 Zöller/Vollkommer § 25 Rdn. 4. 
21 OLG Zweibrücken Beschl. v. 11.4.2003 – 2 AR 16/03. 
22 So schon RG v. 22.1.1894 VI Gruch. 38/1195, vgl. auch Wieczorek 2. Auflage § 25 Rdn. B. 
23 Vgl. Wieczorek 2. Aufl., § 25 Rdn. B. 
24 Ab dem 10.1.2015 gilt eine Neufassung der EuGVVO (sog. Brüssel-Ia-Verordnung), Verordnung (EU) 
Nr. 1215/2012. 
25 MünchKomm/Patzina § 25 Rdn. 7; Stein/Jonas/Roth § 25 Rdn. 5.  
26 Saenger/Dörner Art. 22 EuGVVO Rdn. 6; Dauses/Kreuzer/Wagner EU-Wirtschaftsrecht, 34. ErgL. 2013, 
Rdn. 298 ff. 
27 Kropholler/v. Hein Europ. ZivilprR, Art. 6 EuGVVO Rdn. 46 f. 
28 Kropholler/v. Hein Europ. ZivilprR, Art. 6 EuGVVO Rdn. 43 ff. 
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§ 25 begründet außerhalb der EuGVVO auch die deutsche internationale Zustän- 
digkeit. Dies ist auf die doppelte Funktion der Gerichtsstandsnormen zurückzufüh- 
ren.29 

Art. 8 Nr. 4 EuGVVO enthält einen dem § 25 nachgebildeten Gerichtsstand des Sach-
zusammenhangs.30 Diese Vorschrift sieht vor, dass eine Klage aus einem Vertrag, die 
nach dem Recht des angerufenen Gerichts mit einer Klage wegen dinglicher Rechte an 
unbeweglichen Sachen gegen denselben Beklagten verbunden werden kann, vor den 
Gericht des Staates erhoben werden kann, in dem die unbewegliche Sache belegen ist.31 
§ 25 wird daher im Geltungsbereich der EuGVVO vollständig verdrängt.32 Denn Art. 8 
Nr. 4 EuGVVO regelt neben der internationalen Zuständigkeit auch die örtliche Zustän-
digkeit für die persönlichen Klagen, die mit einer dinglichen Klage verbunden sind ab-
schließend. 

 
2. Autonomes Recht. Hat der Beklagte seinen Wohnsitz nicht im Hoheitsgebiet ei-

nes Mitgliedstaats der Union bleibt es bei der Anwendbarkeit des § 25 als autonomes 
Recht zur Begründung internationaler Zuständigkeit des Sachzusammenhangs deut-
scher Gerichte.33 

 
 
§ 26 
Dinglicher Gerichtsstand für persönliche Klagen 
§ 26 Smid/Hartmann 
In dem dinglichen Gerichtsstand können persönliche Klagen, die gegen den 

Eigentümer oder Besitzer einer unbeweglichen Sache als solche gerichtet werden, 
sowie Klagen wegen Beschädigung eines Grundstücks oder hinsichtlich der Ent-
schädigung wegen Enteignung eines Grundstücks erhoben werden. 
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29 Stein/Jonas/Roth § 25 Rdn. 5; Musielak/Heinrich § 25 Rdn. 4; MünchKomm/Patzina § 25 Rdn. 7.  
30 Musielak/Heinrich § 25 Rdn. 4. 
31 MünchKomm/Patzina § 25 Rdn. 7. 
32 Stein/Jonas/Roth § 25 Rdn. 5. 
33 MünchKomm/Patzina § 25 Rdn. 7. 
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